
35. Tagung der  
Vorsitzenden der 
Kreisärztekammern 

Am 18. September 2010 trafen sich 
die Vorsitzenden der Kreisärztekam-
mern zum gemeinsamen Gedanken-
austausch über berufs-, gesundheits- 
und sozialpolitische Fragen mit den 
Mitgliedern des Vorstandes und der 
Geschäftsführung der Sächsischen 
Landesärztekammer.

Aktuelle Probleme der 
Gesundheits- und Berufspolitik
Der Präsident, Prof. Dr. med. habil. 
Jan Schulze, wies in seinem Eröff-
nungsstatement darauf hin, dass für 
2011 ein Defizit von 11 Milliarden 
Euro in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) erwartet wird. Des-
halb seien seitens der Bundesregie-
rung Einsparungen sowie zusätzliche 
Einnahmen vorgesehen. Zunächst 
soll der paritätisch finanzierte Bei-
tragssatz auf 14,6 Prozent erhöht 
werden. Zugleich können Kranken-
kassen einkommensunabhängige Zu -
satzbeiträge erheben. Und die Wahl-
tarife in der GKV sollen zugunsten 
der privaten Krankenkassen (PKV) 
abgeschafft werden. Mögliches Ein-
sparvolumen für 2011: 3,5 Milliarden 
Euro und 2012: 4 Milliarden Euro.

Hausarztverträge
Die Sondervergütungen für Haus-
arztverträge sollen nach dem Willen 

des Bundesgesundheitsministeriums 
auf ein KV-System übliches Niveau 
gesenkt werden (500 Millionen Euro 
Kürzung). 
Der Hausärzteverband kündigte des-
halb Praxisschließungen und Streiks 
an. Auch in Sachsen kam es zu Pra-
xisschließungen wegen der zu erwar-
tenden Honorareinbußen. Nach 
Informationen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung liegen beim Bun-
desversicherungsamt über 100 Haus-
arztverträge zur Prüfung vor, da es 
große Möglichkeiten der Manipulier-
barkeit des Gesundheitsfonds gege-
ben habe.

Arzneimittel
Bundesgesundheitsminister Dr. med. 
Philipp Rösler wird Einsparungen  
bei neuen Arzneimitteln gegenüber 

Pharmaindustrie und Krankenkassen 
durchsetzen. Dazu soll das derzeit be -
stehende Preismonopol der Hersteller 
eingeschränkt werden. Kurzfristige 
Maßnahmen wie Zwangs ra batte und 
ein Preismoratorium sind weiter im 
Gespräch. Er sieht Einsparchancen 
bis zu 2 Milliarden Euro. Zudem sol-
len Pharmaunternehmen zukünftig 
den Nutzen von neuen Arzneimitteln 
nachweisen. Und der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) kann die 
Verordnungsfähigkeit nur dann aus-
schließen, wenn die Un  zweck mäßig-
keit eines neuen Arzneimittels erwie-
sen ist oder es eine wirtschaftlichere 
Behandlungsmöglichkeit gibt. 

Ärztemangel
Laut einer Studie der Bundesärzte-
kammer (BÄK) und der Kassenärztli-
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chen Bundesvereinigung (KBV) feh-
len bis 2020 ca. 7.000 Hausärzte. 
Und laut Sächsischem Sozialministe-
rium fehlen bis 2020 rund 15.000 
Absolventen in der Medizin (Nach-
wuchsbedarf 60.000, tatsächliche 
Abgänge 45.000). Diese Prognose 
bedeutet für Sachsen auch ein Defi-
zit an ärztlichem Nachwuchs, denn 
der demografische Faktor für die 
Bedarfsplanung, welcher von der 
Kassenärztlichen Vereinigung Sach-
sen initiiert und vom G-BA beschlos-
sen wurde, erhöht die Mangelsitua-
tion, weil zur medizinischen Versor-
gung der sächsischen Bevölkerung 
rund 600 zusätzliche Ärzte notwen-
dig wären. Doch die Frage, woher 
die zusätzlichen Ärzte kommen sol-
len, kann niemand beantworten. 
Deshalb lässt das Sächsische Kabi-
nett 20 Vorschläge von Maßnahmen 
gegen den Ärztemangel in Sachsen 
bis zum 1. März 2011 prüfen. Zu 
den Vorschlägen gehören unter 
anderem:
■ Erhöhung der Anzahl der Studien-

plätze für das Fach Human-
medizin an den Sächsischen 
Hochschulen (Sächsisches Son-
derkontingent). 

■ Einführung eines Sonderkontin-
gentes an Studienplätzen für 
Bewerber, die sich verpflichten, 
sich als Landärzte niederzulassen 
(bundesweites Sonderkontin-
gent).

■ Modifizierung des Auswahlver-
fahrens bei den Universitäten. 

■ Abschaffung der zentralen Ver-
gabe der Studienplätze durch die 
Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS). 

■ Aufwertung des Hausarztberufes 
durch Stärkung und qualitative 
Verbesserung des Faches Allge-
meinmedizin im Studium. 

■ Änderung der gesetzlichen Rah-
menbedingungen bei der ärztli-
chen Bedarfsplanung. 

■ Prüfung, ob mobile Arztpraxen 
und Filialpraxen im Rahmen eines 
Modellprojektes eingeführt wer-
den können. 

■ Flächendeckender Einsatz von 
nicht-ärztlichen Praxisassistentin-
nen (moderne Gemeindeschwes-
ter). 

■ Verbesserung der Vergütung von 
Landärzten, zum Beispiel durch 

einen Landarztzuschlag oder ein 
anderes Vergütungssystem. 

■ Imageverbesserung des Berufsbil-
des des Landarztes. 

■ Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie für Hausärztinnen. 

„Diese Vorschläge zeigen, dass das 
Problem Ärztemangel nun auch beim 
sächsischen Kabinett angekommen 
ist.“, so der Präsident. „Seit Jahren 
haben wir gemeinsam mit den Part-
nern der Selbstverwaltung verschie-
dene Projekte sowie die Koordinie-
rungsstelle ‚Ärzte für Sachsen‘ gegen 
den Ärztemangel auf den Weg 
gebracht.  Und nun bekommen wir 
endlich tatkräftige Unterstützung 
von der Landesregierung.“ 
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Internationale Zusammenarbeit
Neben den gesundheitspolitischen 
Entwicklungen in Deutschland ver-
wies der Präsident auf die internatio-
nale Zusammenarbeit. So wird am  
2. Oktober 2010 die 4. Deutsch-Pol-
nische Vorstandssitzung mit der Nie-
derschlesischen Ärztekammer und 
vom 6. bis 8. Oktober 2011 in Wal-
denburg/Polen das 5. Deutsch-Polni-
sche Symposium stattfinden. Prof. Dr. 
Schulze: „Diese Treffen stellen eine 
wichtige Austauschmöglichkeit zu 
den aktuellen Entwicklungen im ärzt-
lichen wie auch im gesundheitspoli-
tischen Bereich zwischen unseren 
Nachbarländern dar.“

Wahl der Kammerversammlung 
2011/2015
Der Präsident rief die Vorsitzenden 
der Kreisärztekammern dazu auf, die 
Wahlen 2011 zu unterstützen und 
durch aktive Ansprache für Nach-
wuchs in den Reihen der Kammer-
versammlung zu sorgen. „Alle Ärzte 

des Freistaates Sachsen sind aufgeru-
fen, für die anstehenden Wahlen zu 
kandidieren“. 
Die Möglichkeit, sich persönlich für 
den eigenen Berufsstand und die 
Qualität der Berufsausübung einset-
zen zu können, sei ein enormes Privi-
leg im Vergleich zu anderen Berufs-
gruppen. Eine starke, kompetente 
Selbstverwaltung lebe von Mitwir-
kung und Engagement. Er wies dar-
auf hin, dass jedes Kammermitglied 
zu den öffentlichen Veranstaltungen 
kommen kann und durchaus auf 
Anfrage die Möglichkeit besteht, an 
Ausschusssitzungen teilzunehmen. 

„Wir benötigen Kandidaten, die für 
neue Aufgaben bereit sind, die klar 
Position beziehen und sich konstruk-
tiv für die sächsische Ärzteschaft ein-
setzen. Und genauso wichtig sind 
auch aktive Wähler, die sich mit ihrer 
Stimme an der Wahl beteiligen und 
damit ihre Wunschkandidaten legiti-
mieren, für den ärztlichen Berufs-
stand einzutreten.“

Wichtige Termine zur Wahl:
31.10.2010: 
Aktualisierung der Meldedaten beim 
Berufsregister sowie Aufnahme in 
die Wählerlisten. 
16. bis 25.11.2010: 
Auflegung der Wählerlisten.
30.11.2010: 
Abschluss der Wählerlisten.
15.02.2011: 
Einreichung der Wahlvorschläge 
beim Kreiswahlleiter.
22.03.2011: 
Versand der Wahlunterlagen an die 
Wahlberechtigten.
12.04.2011: 
Endzeitpunkt für die Ausübung des 
Wahlrechts.
15.04.2011: 
Feststellung des Wahlergebnisses im 
Wahlkreis durch Kreiswahlausschuss.
27.04.2011: 
Feststellung des Wahlergebnisses 
durch Landeswahlausschuss.
17./18.06.2011: 
Konstituierende Kammerversamm-
lung.

Rückfragen zur Kammerwahl können 
an Ass. jur. Annette Burkhardt, stell-
vertretende Landeswahlleiterin, unter 
Telefon 0351 8267 414 oder per 
E-Mail kammerwahl2011@slaek.de, 
gerichtet werden. Alle Informationen 
zur Wahl finden Sie auch im Internet 
unter www.slaek.de. 

Neue Struktur der 
Kreisärztekammern
Die Vorsitzenden berichteten, dass 
fast in allen Kreisärztekammern die 
berufspolitische und fachliche Arbeit 
gut organisiert ist, die ärztliche Seni-
orenbetreuung vorbildlich einge-
schätzt wird sowie das kollegiale 
Miteinander zwischen den niederge-
lassenen und den stationär arbeiten-
den Ärzten weiter intensiviert wird. 
Dipl.-Ök. Kornelia Keller, Kaufmänni-
sche Geschäftsführerin, unterrichtete 
die Vorsitzenden über die finanziel-
len Regularien bei der Verwendung 
von Rücklaufgeldern.

Die Vorsitzenden der Kreisärztekam-
mern empfahlen, dass die bedeut-
same Problematik Patientenverfü-
gung, Patientenwillen und Behand-
lungsabbruch kompetent praxisbezo-
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gen medizinethisch und medizin-
rechtlich im „Ärzteblatt Sachsen“ 
dargestellt sowie eine ambulante 
Ethikkommission aufgebaut werden 
soll. 

Ute Taube, Vorstandsmitglied, berich-
tete, dass auf Initiative der Kreisärz-
tekammer Görlitz ein Weiterbil-
dungsverbund zwischen den einzel-
nen Krankenhäusern entstehen soll.

Aktuelle Probleme in der 
ärztlichen Weiterbildung
Prof. Dr. med. habil. Uwe Köhler
Vorsitzender des Weiterbildungsaus-
schusses
Dr. med. Katrin Bräutigam
Ärztliche Geschäftsführerin
Prof. Dr. Köhler gab einen exakten 
Überblick zu den gegenwärtigen 
Aufgaben und Problemen der ärzt-
lichen Weiterbildung. Rechtliche 
Grundlagen für die Gestaltung der 
ärztlichen Weiterbildung nach der 
Approbation sind das Sächsische 
Heilberufekammergesetz und die 
jeweils gültigen Weiterbildungsord-
nungen. Entsprechend der föderalen 
Gestaltung des Bildungssystems der 
Bundesrepublik ist auch die Weiter-
bildung Landesrecht und in den 
jeweiligen Weiterbildungsordnungen 
der Landesärztekammern auf der 
Grundlage einer Musterweiterbil-
dungsordnung geregelt. Zu den Auf-
gaben der Ärztekammern zählen 
neben der Zulassung von Weiterbil-
dungsstätten und der Erteilung von 
Weiterbildungsbefugnissen vor allem 
die Berufung der Prüfungskommissi-
onen und die Organisation der Prü-
fungen für die einzelnen Facharzt- 
und Schwerpunktkompetenzen so -
wie Zusatzbezeichnungen. Darüber 
hinaus wurden durch die Sächsische 
Landesärztekammer in den vergan-
genen Jahren eine individuelle Bera-
tung von Weiterbildungsassistenten 
durch Ombudspersonen und auch 
zahlreiche Weiterbildungsveranstal-
tungen organisiert.
Gegenwärtig steht eine Überarbei-
tung der seit 2006 gültigen Weiter-
bildungsordnung an. Die Vertreter 
unserer Landesärztekammer sind auf 
Bundesebene aktiv an den Beratun-
gen zur Überarbeitung der Muster-
weiterbildungsordnung beteiligt und 

eine Novellierung ist im kommenden 
Jahr vorgesehen. Dabei soll die Struk-
tur der aktuell gültigen Weiterbil-
dungsordnung aus dem Jahre 2006 
mit ihren drei Weiterbildungskatego-
rien in Form von Facharzt- und 
Schwerpunktkompetenzen sowie Zu -
satzweiterbildungen erhalten blei-
ben. Bereits frühzeitig haben die für 
die Weiterbildung zuständigen Gre-
mien in Sachsen deren Stellenwert 
für die Nachwuchssicherung und 
Motivierung junger Kolleginnen und 
Kollegen für praktisch-klinische 
Tätigkeiten oder auch den ambulan-
ten Bereich erkannt. Zur Sicherung 
der Qualität der Weiterbildung er -
folgte im Jahr 2007 eine Befragung 
sächsischer Weiterbildungsassisten-
ten zum Zeitpunkt ihrer Facharztprü-
fung und im Jahre 2009 eine 
Umfrage unter den Weiterbildungs-
befugten. Demnach war die Mehr-
zahl der Facharztkandidaten mit ihrer 
Weiterbildung und der Betreuung 
durch die Befugten zufrieden. Die 
Ergebnisse der Befragungen wurden 
im „Ärzteblatt Sachsen“ publiziert. 
Demgegenüber sahen die Weiterbil-
dungsbefugten Defizite in der ärztli-
chen Ausbildung bis zur Approbation 
an den Hochschulen, vor allem bei 
der Vermittlung praxisrelevanten 
Wissens und der Vergütung der Wei-
terbildung im stationären und ambu-
lanten Bereich. Die Ergebnisse dieser 
Befragung wurden ebenfalls im 

„Ärzteblatt Sachsen“ Heft 1 / 2010, 
Seite 5, publiziert und stellen glei-
chermaßen einen Beitrag zur Quali-

tätssicherung dar. Insgesamt war 
Sachsen damit Vorreiter der ersten 
bundesweiten Umfrage im vergan-
genen Jahr. 2011 wird sich auch die 
Sächsische Landesärztekammer die-
sem bundesweiten Projekt anschlie-
ßen. Ziele sind eine bessere regionale 
und überregionale Vergleichbarkeit 
von Weiterbildungsstätten, das Auf-
zeigen von Stärken und Schwächen 
in der Weiterbildung, ein fachbezo-
gener Vergleich von Weiterbildungs-
stätten auf Landes- und Bundesebe-
 ne, die Darstellung der aktuellen 
Rahmenbedingungen ärztlicher Tätig-
keit und vor allem die Entwicklung 
von Verbesserungspotenzialen und 
neuen Strukturkonzepten für die 
Weiterbildung. Gegenwärtig werden 
die organisatorischen und strukturel-
len Voraussetzungen für die Umset-
zung dieses anspruchsvollen Projek-
tes in der Sächsischen Landesärzte-
kammer geschaffen.
Neben der in Angriff genommenen 
Überarbeitung der Weiterbildungs-
ordnung und der geplanten Beteili-
gung an der bundesweiten Evalua-
tion der Weiterbildung laufen gegen-
wärtig die Vorbereitungen zur Ein-
richtung einer gemeinsamen Koordi-
nierungsstelle für Allgemeinmedizin 
in Kooperation mit der Kassenärztli-
chen Vereinigung und der Kranken-
hausgesellschaft in Sachsen. Dadurch 
sollen vor allem die Rahmenbedin-
gungen für die Weiterbildung zum 
Facharzt für Allgemeinmedizin und 
damit zum Hausarzt verbessert wer-
den. 
Prof. Dr. Köhler schlussfolgerte am 
Ende seines Referates, dass die 
Gestaltung der Weiterbildung als 
eine Kernkompetenz der Ärztekam-
mer ganz wesentlich für die Motiva-
tion der jungen Kolleginnen und 
 Kollegen und damit geeignet ist, 
dem Ärztemangel in Klinik und Pra-
xis entgegenzuwirken.

Zum Abschluss der Tagung dankte 
der Präsident allen Teilnehmern für 
ihr Kommen und für die konstrukti-
ven Diskussionen.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug 
Vorsitzender des Redaktionskollegiums 

„Ärzteblatt Sachsen“ 
Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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